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richten; ein aktuelles Beispiel ist die 
Jüdische österreichische Hochschü­
ler:innenschaft (JöH) und ihre Pro-
teste gegen die Beauftragung Kickls 
zur Regierungsbildung. 

Inwiefern sich mit religiösen bzw. 
theologischen Argumenten einerseits 
autoritäre Positionen, andererseits De-
mokratiebefürwortung begründen las-
sen, kann am Beispiel des Katholizis-
mus veranschaulicht werden. Dieser 
hat sich spät, nämlich erst auf dem 
Zweiten Vatikanum, zu einer an den 
liberalen Menschenrechten orien-
tierten Demokratie bekannt. Die drei 
konventionellen Staatsformen – tota-
litäres System, autoritäres System und 
Demokratie – finden sich alle in der 
katholischen Tradition, wobei sich in 
diesem Spektrum eine gewisse katho-
lische Besonderheit zeigt: die Idee des 
autoritären Ständestaats der 1930er 
Jahre. Dieses „katholische Modell“ au-
toritärer Politik verliert nach dem Na-
tionalsozialismus zwar an Plausibilität 
und Legitimität, wird aber in Grundzü-
gen noch eine Zeitlang aufrechterhal-
ten. Erst mit dem Zweiten Vatikanum 
und in der Enzyklika Pacem in terris 
(1963) gilt die liberale Rechtsstaatlich-
keit der katholischen Kirche nicht bloß 
als legitim, sondern als vorzugswürdig. 
Die Kirche tritt ab diesem Zeitpunkt als 
Anwältin der Menschenrechte auf und 
mit Centesimus annus (1991) schlägt 
sie einen demokratiebefürwortenden 
Kurs ein. In den beiden Jahrzehnten vor 
Centesimus annus kam es sogar zur so-
genannten „katholischen dritten Welle 
der Demokratisierung“, d.h. eine große 
Zahl mehrheitlich katholischer Staaten, 
wie z.B. Spanien, wurden von autori-
tären politischen Systemen zu liberalen 
Demokratien transformiert.4  

Eintreten für Gerechtigkeit
Religionen, wie eben auch der Katho-
lizismus, sind im Regelfall selbst – 
„ad intra“ – nicht demokratisch orga-

nisiert; trotzdem können sie „ad extra“ 
Demokratie befürworten. Und sie 
können sich zudem in demokratische 
politische Gemeinwesen integrieren, 
indem sie auf die Beteiligung an poli-
tischer Gewalt verzichten, also vor 
allem darauf, ihren Wahrheitsanspruch 
mit den Mitteln politischer Herrschaft 
durchzusetzen. 

Religionsgemeinschaften finden, 
wenn sie politischen Gewaltverzicht 
üben, in liberalen sozialen Demokra-
tien ihren Ort in der Zivilgesellschaft. 
Dort gestalten sie als weltanschaulich 
gebundene Stimmen mit vielen ande-
ren Gruppen die öffentliche Meinungs-
bildung mit und kooperieren mit ande-
ren zivilgesellschaftlichen Akteuren, 
wie zum Beispiel die Katholische Ak-
tion (KAÖ) und Diakonie als Mitglied 
des Österreichischen Netzwerks Zivil­
gesellschaft (https://www.oenz.at/). 
Religionen sind also keineswegs un-
politisch. Vielmehr ist das Eintreten für 
die je größere Gerechtigkeit Kern des 
Glaubens und eine damit verbundene 
politische Praxis für Glaubende gewis-
sermaßen geboten. 

Positionierung der Caritas
Aktuell ist zu beobachten, dass sich 
angesichts der Gefährdung der libe-
ralen Demokratie nicht wenige katho-
lische Akteur:innen auf die demokra-
tiebefürwortende Linie der eigenen, 
vor allem vom Zweiten Vatikanischen 
Konzil inspirierten, Tradition bezie-
hen und sich für die Verteidigung der 
liberalen Demokratie einsetzen. Zen-
tral dürfte sein, dass katholische Ver-
bände und Vereine selbst demokratisch 
organisiert sind und sich hier Personen 
in ihrem politischen Engagement als 
selbstwirksam erfahren. Immer rele-
vanter wird in der aktuellen Situation 
sicherlich die politische Positionierung 
der Caritas. Auch mit ihrem Eintreten 
gegen den Abbau des Sozialstaats tra-
gen die Wohlfahrtsverbände zur Erhal-

Nachdem zuerst die NEOS, dann die 
ÖVP die Koalitionsverhandlungen mit 
der SPÖ verlassen haben, wird nun über 
ein Regierungsbündnis der FPÖ mit der 
Volkspartei unter Bundeskanzler Her-
bert Kickl verhandelt. Mit dem Beginn 
dieser Koalitionsverhandlungen nimmt 
die Gefährdung der bisherigen Form 
der Demokratie hierzulande zu, weil 
ein Transformationsprozess des poli-
tischen Systems von einer liberalen 
sozialen Demokratie zu einer illibe-
ralen Demokratie führt.1 Kennzei-
chen der illiberalen Demokratie sind – 
trotz der „freiheitlichen“ Semantik der 
Akteur:innen – die Einschränkungen 
von individuellen Freiheiten, vor allem 
von Minderheitenrechten. Liberale 
Demokratien unterscheiden sich von 
illiberalen dadurch, dass sie auf Plu-
ralität und damit auf Kompromisse 
ausgerichtet sind. In illiberalen Syste-
men dagegen geht es oftmals um die 
Durchsetzung eines „wahren Volkswil-
lens“, z.B. durch mehr direkte Demo-
kratie. Da die Freiheit und Pluralität 
von Medien sowie der Wissenschaft 
diesem einen Volkswillen, nach illibe-
raler Meinung, häufig entgegenstehen, 
werden sie konsequent eingeschränkt. 
Im Zuge der Aushöhlung des Rechts-
staates wird auch ein massiver Rück-
bau des Wohlfahrtsstaats betrieben. Da 
soziale Sicherung eine wichtige Bedin-
gung des Zugangs zu politischen Ent-
scheidungsprozessen ist,2 hat das nega-
tive Folgen für die Demokratie.  

Religion in ambivalenter Rolle
Wie ist Religion in diesem politischen 
Transformationsprozess zu verorten? 
Sie nimmt offensichtlich eine ambiva-
lente Rolle ein: Zum einen kann sie zur 
Gefährdung der liberalen Demokra-
tie beitragen, etwa in den vielfältigen 
Ausprägungen des (neu)rechten Chri-
stentums.3 Zum anderen kann Religion 
auch die liberale Demokratie stützen 
bzw. sich gegen autoritäre Tendenzen 

Auf dem Weg in die illiberale Demokratie? 

In Österreich wird derzeit ein neues Regierungsbündnis verhandelt. Wie 
könnte sich unsere liberale Demokratie unter einem FPÖ-Bundeskanzler 
verändern?

Ass.-Prof.in PDin Dr.in theol. Katja 
Winkler, Institut für Christliche 
Sozialwissenschaften



Folgende Bücher sind im Fachbereich 
Gesellschaft ud Soziales entlehnbar:  

W. Palaver: Für den Frieden
kämpfen. In Zeiten des Krieges
von Gandhi und Mandela lernen.
Tyrolia Verlag, Innsbruck 2024,
119 Seiten.
Für den Autor sind die beiden 
berühmten Kämpfer für Frieden –
Mahatma Gandhi und Nelson Mandela 
– wichtige Vorbilder gerade in Zeiten

Protest im Paradies 

Zwischen den Jah-
ren fanden wir endlich Zeit für 
Gespräche, die sich nicht bloß um 
Tennisarme und Gleitsichtbrillen 
drehen. Wir, das waren Menschen in 
der Mitte unserer Lebenserwartung 
(wenn's gut geht), in der Mitte der 
Gesellschaft, in der Mitte zwischen 
Job und Familie. Erste Verluste 
waren zu verkraften, erste Errungen-
schaften zu feiern. Es geht uns gut, 
sagten wir, im Vergleich. In Eritrea 
wäre ich eine gemachte Frau, wit-
zelte ich, woraufhin wir fantasier-
ten, in welches Land wir auswandern 
könnten, damit die Pension reicht 
und uns die Rechtsnationalen in der 
Regierung nicht ängstigen. Bald lie-
ßen wir es wieder, da uns bewusst 
war, dass es anderswo kaum bes-
ser ist, in den meisten Fällen sogar 
viel schlechter. Wir leben im Para-
dies – und keiner in der Runde würde 
in einem Land glücklich werden, in 
dem Armut normal ist. 

Wie ertragen das eigentlich die 
Superreichen? Wie fühlt sich die 
Möglichkeit an, mit dem eigenen 
Vermögen den Hunger aus der Welt 
zu schaffen? Wie schmerzbefreit 
muss man sein, um es nicht zu ma-
chen? Um stattdessen Demokratie, 
Umwelt und Medien noch weiter zu 
schädigen? Ich nenne keine Namen, 
die Billionäre dominieren ohnehin 
die Berichterstattung. 

Am ersten Arbeitstag erledigte ich 
ein paar Überweisungen, das Übliche 
– die Dreikönigsaktion, Hemayat,
Ute Bock... Ich kam mir nicht gut
dabei vor, eher im Gegenteil, ein
wenig mehr Großzügigkeit wäre
schon gegangen. Dann öffnete ich
das erste Dokument im Jahr 2025
und schrieb eine Kolumne, mit der
ich mich selbst aus der Schockstarre
holen wollte, in die mich die Vorstel-
lung vom „Volkskanzler“ gestürzt
hatte. Ich schrieb über meine Privile-
gien. Und über meine Verpflichtung,
in diesem Jahr noch viel lauter zu
protestieren. Trotz Tennisarm. 

Ihre Weinbergschnecke

von Krieg und Terror. Sie könnten eine 
friedensethische Orientierung bieten. 
Sie propagieren keinen blinden Pazi-
fismus, sondern handeln im Sinne der 
Gerechtigkeit. Kein Friede um jeden 
Preis, der absolute Pazifismus ist eine 
Sackgasse. Frieden kann nur durch 
Recht erreicht werden, z.B. durch die 
UNO oder die EU. Für Gandhi und 
Mandela besteht die vorrangige Option 
in der Gewaltfreiheit verbunden mit 
persönlicher Einsatzbereitschaft, um 
dem Unrecht entgegenzutreten. Die 
Überlegungen in diesem Buch bieten 
keine einfache und sofort umsetzbare 
Lösungen in Konfliktfällen, diese lie-
gen nicht in unseren Händen, aber es 
bietet Gedanken für Schritte, die wir 
schon heute machen können, die zu 
einer gerechteren Welt führen können.

E. Aubry/F. Tetart: Die Welt der
Gegenwart. Ein geopolitischer
Atlas. C.H.Beck Verlag, München
2024, 223 Seiten.
Die beiden Autoren führen uns zu den
aktuell wichtigsten Krisenherden der
Welt. In profunden und gut lesbaren
Artikeln und Analysen sowie in auf-
schlussreichen Grafiken zu den wich-
tigen geopolitischen Umwälzungen
der Gegenwart wird informiert. Vom
Europa in Zeiten der Krisen (Ukraine
Krieg, Covid, Deutschland in der
Zeitenwende, die Angst in Schwe-
den und Polen vor einer russischen
Aggression). Von den beiden Ameri-
kas (Übergang von Biden an Trump,
von Bolsonaro an Lula, Macht der Dro-
genkartelle in Mexiko, Maduros Ambi-
tionen in Venezuela). Von Asien dem
Epizentrum der Welt von Morgen (Chi-
nas Machtstreben in alle Richtungen,
Hongkongs Ende der Freiheit, Japan
muss sich neu erfinden, Indien unter
Modi). Die ganzen Problemfelder im
Nahen Osten (Iran, Saudi-Arabien,
Syrien, Türkei, Israel und Palästina).
Und schließlich Afrika mit Algerien,
Tunesien, Äthiopien, Mali. Darüber
hinaus sind noch Abschnitte über Epi-
demien, moderne Verkehrsmittel, unser 
Leben auf dem Bildschirm und den
Klimanotfall enthalten. Ein insgesamt
umfassender Überblick über das Zeit-
geschehen.

tung der liberalen sozialen Demokratie 
bei. Nicht zuletzt käme auch der histo-
risch im politischen Katholizismus ver-
wurzelten Volkspartei eigentlich eine 
zentrale Rolle für die Sicherung der 
liberalen Demokratie zu. Ähnlich wie 
andere Parteien der christdemokra-
tischen Tradition etwa in Italien oder 
Deutschland, hat auch die ÖVP unmit-
telbaren Anteil am Entstehen und an 
der Stabilisierung der Zweiten Repu-
blik – und zwar Jahrzehnte bevor die 
katholische Kirche sich zur Aner-
kennung des liberalen und demokra-
tischen Verfassungsstaates durchringen 
konnte. 

1   Dieser Prozess wird aktuell häufig unter 
dem Stichwort „Orbanisierung“ verhan­
delt, vgl. Ellen Bos/Walter Ötsch, Orbanisie­
rung in Österreich? Parallelen und Unter­
schiede, in: INDES. Zeitschrift für Politik 
und Gesellschaft, 2024-3/4, 227-237. 

2   Vgl. Lea Elsässer, Wessen Stimme zählt?, 
Frankfurt 2018. 

3   Vgl. Sonja Strube, Rechte Versuchung. 
Bekenntnisfall für das Christentum, Freiburg 
2024.  

4   Vgl. zu diesem Abschnitt die Beiträge in: 
Religion als Brandstifter – Religionen als 
Friedenstifter, Ethik und Gesellschaft 1/2023, 
https://ethik-und-gesellschaft.de/ojs/index.
php/eug/issue/view/113
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